
Klage, eingereicht am 28. Januar 2010 — Europäische 
Kommission/Portugiesische Republik 

(Rechtssache C-44/10) 

(2010/C 100/33) 

Verfahrenssprache: Portugiesisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: 
A. Alcover San Pedro und P. Guerra e Andrade) 

Beklagte: Portugiesische Republik 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass die Portugiesische Republik dadurch gegen 
ihre Verpflichtungen aus Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 
2008/1/EG ( 1 ) des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. Januar 2008 über die integrierte Vermeidung und 
Verminderung der Umweltverschmutzung (IPPC-Richtlinie) 
verstoßen hat, dass sie nicht die erforderlichen Maßnahmen 
getroffen hat, um über Genehmigungen nach den Art. 6 und 
8 der Richtlinie 2008/1/EG oder durch Überprüfung und 
gegebenenfalls Aktualisierung der Genehmigungen bestehen­
der Anlagen zu gewährleisten, dass diese Anlagen ab dem 
30. Oktober 2007 in Übereinstimmung mit den Art. 3, 7, 9, 
10, 13, 14 Buchst. a und b und 15 Abs. 2 betrieben wer­
den; 

— der Portugiesischen Republik die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Aus Art. 4 in Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 der IPPC-Richtlinie 
ergebe sich, dass die Mitgliedstaaten die Erteilung von Geneh­
migungen für neue oder bestehende Anlagen im Einklang mit 
den Art. 6 und 8 der Richtlinie zu gewährleisten hätten. Sie 
hätten ferner die Bedingungen der Genehmigungen für beste­
hende Anlagen bis zum 31. Oktober 2007 zu überprüfen und 
gegebenenfalls zu aktualisieren. 

Nach Angaben der portugiesischen Verwaltung im Jahr 2008 sei 
zum einen für mehrere Anlagen keine entsprechende Genehmi­
gung beantragt worden. Zum anderen würden 280 von ins­
gesamt 632 Anlagen ohne Erteilung der entsprechenden Geneh­
migung betrieben. 

Nach aktualisierten Angaben sei für 481 von insgesamt 577 
Anlagen eine Genehmigung erteilt worden, 17 Beurteilungsver­
fahren liefen noch. 

( 1 ) ABl. L 24, S. 8. 

Vorabentscheidungsersuchen des Raad van State (Belgien), 
eingereicht am 28. Januar 2010 — Vlaamse Dierenartsen- 

vereniging VZW, Marc Janssens/Belgischer Staat 

(Rechtssache C-45/10) 

(2010/C 100/34) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Raad van State 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Vlaamse Dierenartsenvereniging VZW, Marc Janssens 

Beklagter: Belgischer Staat 

Vorlagefragen 

1. Stehen die Art. 3 Buchst. b, 4 Abs. 2, 5 und 17 Abs. 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 998/2003 ( 1 ) des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 26. Mai 2003 über die Veteri­
närbedingungen für die Verbringung von Heimtieren zu 
anderen als Handelszwecken und zur Änderung der Richt­
linie 92/65/EWG des Rates sowie die Artikel und Anhänge 
zur Entscheidung 2003/803/EG ( 2 ) der Kommission vom 
26. November 2003 zur Festlegung eines Musterausweises 
für die Verbringung von Hunden, Katzen und Frettchen 
zwischen Mitgliedstaaten einer nationalen Regelung ent­
gegen, die die Verwendung des Europäischen Heimtieraus­
weises auch als Identifizierungs- und Registrierungsbeschei­
nigung für Hunde anordnet und dabei vorsieht, dass Dritte 
mit Identifizierungsaufklebern Änderungen an den Einträ­
gen betreffend die Identifizierung des Eigentümers und des 
Tiers in den Teilen I bis III eines solchen von einem be­
hördlich zugelassenen Tierarzt ausgestellten Ausweises vor­
nehmen, indem sie ältere Identifizierungsdaten überkleben?

DE 17.4.2010 Amtsblatt der Europäischen Union C 100/23



2. Stellen nationale Bestimmungen, die die Verwendung des 
Musters des Europäischen Heimtierausweises im Sinne der 
Entscheidung 2003/803 auch als Identifizierungs- und Re­
gistrierungsbescheinigung für Hunde anordnen und dabei 
vorsehen, dass Dritte mit Identifizierungsaufklebern Ände­
rungen an den Einträgen betreffend die Identifizierung des 
Eigentümers und des Tiers in den Teilen I bis III eines 
solchen Ausweises vornehmen, technische Vorschriften im 
Sinne des Art. 1 der Richtlinie 98/34/EG ( 3 ) des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über 
ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und 
technischen Vorschriften, über die nach Art. 8 dieser Richt­
linie vor ihrer Festlegung die Kommission zu unterrichten 
ist? 

( 1 ) ABl. L 146, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 312, S. 1. 
( 3 ) ABl. L 204, S. 37. 

Klage, eingereicht am 28. Januar 2010 — Europäische 
Kommission/Königreich Spanien 

(Rechtssache C-48/10) 

(2010/C 100/35) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: 
A. Alcover San Pedro) 

Beklagter: Königreich Spanien 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass das Königreich Spanien dadurch gegen 
seine Verpflichtungen aus Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 
2008/1/EG ( 1 ) des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. Januar 2008 über die integrierte Vermeidung und 
Verminderung der Umweltverschmutzung (im Folgenden: 
IPPC-Richtlinie) verstoßen hat, dass es nicht die erforderli­
chen Maßnahmen ergriffen hat, damit die zuständigen Be­
hörden durch Genehmigung gemäß den Art. 6 und 8 oder 
in geeigneter Weise durch Überprüfung und, soweit ange­
messen, durch Aktualisierung der Auflagen dafür sorgen, 
dass bestehende Anlagen unbeschadet anderer besonderer 
Gemeinschaftsvorschriften spätestens am 30. Oktober 
2007 in Übereinstimmung mit den Anforderungen der 
Art. 3, 7, 9, 10, 13, des Art. 14 Buchst. a und b sowie 
des Art. 15 Abs. 2 betrieben werden; 

— dem Königreich Spanien die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Frist, innerhalb deren bestehende Anlagen durch eine inte­
grierte umweltrechtliche Genehmigung an die Anforderungen 
der IPPC-Richtlinie hätten angepasst werden müssen, sei nach 
Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 2008/1/EG am 30. Oktober 2007 
abgelaufen. 

Zu diesem Zeitpunkt seien in Spanien weiterhin zahlreiche be­
stehende Anlagen ohne diese Genehmigung in Betrieb gewesen. 
Seit der Eröffnung eines Verfahrens wegen dieses Verstoßes habe 
sich der Prozess der Erteilung umweltrechtlicher Genehmigun­
gen beschleunigt, jedoch sei dieser Verstoß weder innerhalb der 
Frist, die in der mit Gründen versehenen Stellungnahme einge­
räumt worden sei, noch, nach den der Kommission zur Ver­
fügung stehenden Informationen, bis zum gegenwärtigen Zeit­
punkt beendet worden. Nach den Angaben der nationalen Be­
hörden in ihrer Antwort auf die mit Gründen versehene Stel­
lungnahme seien zum Zeitpunkt des Ablaufs der in dieser Stel­
lungnahme für die Erfüllung der Verpflichtungen aus Art. 5 Abs. 
1 der Richtlinie eingeräumten Frist weiterhin 533 bestehende 
Anlagen ohne die vorgeschriebene IPPC-Genehmigung in Be­
trieb gewesen. Vor diesem Hintergrund sei offensichtlich, dass 
das Königreich Spanien seinen Verpflichtungen aus dieser Be­
stimmung weiterhin nicht nachkomme. 

( 1 ) ABl. L 24, S. 8. 

Klage, eingereicht am 29. Januar 2010 — Europäische 
Kommission/Italienische Republik 

(Rechtssache C-50/10) 

(2010/C 100/36) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: 
A. Alcover San Pedro und C. Zadra) 

Beklagte: Italienische Republik
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